Az.: 42.3-641

Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG);
Gewässerausbau im Bereich des Simbachs von der Sohlrampe „Ausleitung Moosmühle“ bis zur neu errichteten Schulstraßenbrücke (1. Planungsabschnitt) durch die Stadt Simbach a. Inn;
Antrag vom 17.12.2020 auf nachträgliche wasserrechtliche Planfeststellung für die bereits durchgeführten Gewässerausbaumaßnahmen am Simbach sowie auf vorzeitigen Maßnahmenbeginn zur Durchführung der geplanten Kompensationsmaßnahmen

Feststellung über die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung


Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG


Die Stadt Simbach a. Inn beantragt die nachträgliche Planfeststellung gemäß § 68 WHG für bereits durchgeführte Gewässerausbaumaßnahmen am Simbach zur Sicherung und Stabilisierung des Simbachs (Fl.Nr. 839/2) nach dem Extremhochwasser 2016 und zur Kompensation für die Verbesserung der Gewässerstruktur zwischen der neuen Schulstraßenbrücke (Fl.Nr. 829/2) und der Sohlrampe zur Ausleitung der ehemaligen Moosmühle (Grenzbereich Fl.Nr. 839/2 zu Fl.Nr. 859/5, jeweils Gemarkung Simbach a. Inn).

Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Gewässerausbau mit Planfeststellungspflicht gemäß § 68 Abs. 1 WHG. 

Im Vorfeld des Erlaubnisverfahrens wurde eine allgemeine Vorprüfung gemäß § 7 Abs. 1 UVPG verbunden mit Nr. 13.18.1 der Anlage 1 zum UVPG vorgenommen. Beteiligt wurden das Wasserwirtschaftsamt Deggendorf, die untere Bauaufsichtsbehörde und die untere Naturschutzbehörde des Landratsamtes Rottal-Inn und die Fachberatung für Fischerei beim Bezirk Niederbayern.  
Bei der geplanten Ausführung handelt es sich laut Wasserwirtschaftsamt Deggendorf um einen naturfernen Gewässerausbau. Im Baubereich befinden sich keine Wasserschutzgebiete oder Heilquellenschutzgebiete. Das Vorhaben befindet sich jedoch im Risikogebiet und in einem faktischen bzw. berechneten Überschwemmungsgebiet. Wasserwirtschaftliche Schutzkriterien sind daher betroffen. Von Seiten des Wasserwirtschaftsamtes sind mit der beantragten Maßnahme, wie bereits erläutert, keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf die Gewässer gegenüber dem Ist-Zustand zu erwarten, eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist nach Ansicht des Wasserwirtschaftsamtes Deggendorf somit nicht erforderlich.
Gemäß der naturschutzfachlichen Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde des Landratsamtes Rottal-Inn ergibt sich nach Prüfung der Unterlagen, dass das Vorhaben aus naturschutzfachlicher Sicht keine erheblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 UVPG hat. 
Das Gewässerbett des Simbachs wurde durch das Hochwasser 2016 vollkommen zerstört. Durch die hier beantragten Maßnahmen, die bereits weitgehend und fachgerecht umgesetzt wurden, wird der unterste Abschnitt des Simbachs wiederhergestellt (Planungsabschnitt 1, Länge ca. 300 m). Aus Sicht der Fachberatung für Fischerei beim Bezirk Niederbayern sind aufgrund dieser Vorgeschichte durch das Vorhaben keine erheblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 UVPG zu erwarten.

Als Ergebnis der Vorprüfung wird festgestellt, dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen des wasserrechtlichen Gestattungsverfahrens für das beantragte Vorhaben nicht erforderlich ist.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist (§ 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG).
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